
     

   

 

 

 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Regierungspräsidiums Stuttgart 

 

Das Regierungspräsidium Stuttgart hat der Schill + Seilacher GmbH, Schönaicher 

Str. 205, 71032 Böblingen mit Bescheid vom 20.10.2025 eine immissionsschutzrechtliche 
Genehmigung für die Erweiterung der Anlage 666 zur Herstellung von sauerstoffhalti-

gen Kohlenwasserstoffen in der Schönaicher Str. 205, 71032 Böblingen, Flurstücke 5732 

und 5734 auf Gemarkung Böblingen erteilt. 

 

In diesem Zusammenhang erfolgt nach § 10 Abs. 8a BImSchG folgende Bekanntma-
chung: 

 

1. Genehmigungsbescheid 

Der Genehmigungsbescheid (ohne Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, Anlagen 
und Kostenentscheidung) wird auf den nachfolgenden Seiten bekanntgemacht. 

 

2. BVT-Merkblatt 

Die für die Anlage maßgeblichen BVT-Merkblätter sind in dem Durchführungsbe-

schluss (EU) 2022/2427 vom 06.12.2022 zusammengefasst. 

 

Regierungspräsidium Stuttgart (Referat 54.5), 
den 08.12.2025 

 



     

Dienstgebäude Ruppmannstr. 21 

70565 Stuttgart 

Telefon: 0711 904-0  

Telefax: 0711 782851-15001 

Homepage: https://rp.baden-wuerttemberg.de 

Serviceportal: www.service-bw.de 

Haltestelle Bahnhof Stuttgart-Vaihingen 

Parkmöglichkeit Tiefgarage 

 

 

 

Seite 1 

 

Regierungspräsidium Stuttgart | Postfach 80 07 09 | 70507 Stuttgart 

Zustellungsurkunde 

 
Schill + Seilacher GmbH 

Schönaicher Straße 205 
71032 Böblingen 

Deutschland 

Abteilung Umwelt 
 

Name: Sidney Hebisch 

Telefon: 0711 904-15464 

E-Mail: abteilung5@rps.bwl.de 

 

Geschäftszeichen: RPS54_5-8823/Schill + Seila-

cher/Sauerstoffhaltige KW 

(666) 

 (bei Antwort bitte angeben) 

 

Datum: 20.10.2025 

 

 

Genehmigung nach § 16 Abs. 1 BImSchG - Anlage 666/02 zur Herstellung von 
10.000 t/a sauerstoffhaltigen Kohlenwasserstoffen durch Addition/Esterbildung und 
Estersynthese geschwärzt 
Ihr Antrag vom 02.04.2025 (zuletzt ergänzt am 12.05.2025) 
 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Schilling, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
auf den o.g. Antrag ergeht folgender  
 

 
B e s c h e i d: 

 

 
A. Entscheidung 
 
1. Die Schill + Seilacher GmbH mit Sitz in der Schönaicher Straße 205 in 71032 Böb-

lingen erhält die 
 

immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmigung 

 
für 
 

https://rp.baden-wuerttemberg.de/
https://www.service-bw.de/
mailto:abteilung5@rps.bwl.de
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• die Herstellung von bis zu 10.000 t/a sauerstoffhaltigen Kohlenwasserstoffen 
durch Addition/Esterbildung und Estersynthese geschwärz auf der Anlage 
666/02 im Drei-Schicht-Betrieb (Montag 6 Uhr bis Sonntag 6 Uhr) und der 
damit verbundenen Erhöhung der Gesamtproduktionskapazität der Gesamt-
anlage 666 auf 12.500 t/a (Anlage 666/01: 2.500 t/a, Anlage 666/02: 10.000 
t/a) 
 

• teilweise Neubelegung und Anschluss diverser Lagertanks an die Anlage 

666/02 
 
am Standort Schönaicher Straße 205 in 71032 Böblingen, Flurstück Nr. 5732 und 
5734 Gemarkung Böblingen. 
 

2. Bestandteile dieser Genehmigung sind die in Abschnitt C festgelegten Inhalts- und 
Nebenbestimmungen. 

 
3. Für diese Entscheidung wird eine Gebühr von geschwärz festgesetzt. 
 
 

B. Antragsunterlagen 
 
Dem Antrag zur Erteilung der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung liegen 
die nachfolgend aufgeführten Unterlagen zugrunde. 

 
1. Formblatt 1 
2. Anlagenhistorie Anlage 666 
3. Erläuterungsbericht vom 06.06.2025 
4. Topographische Karte 
5. Plan „Werksplan“ vom 22.11.2022 im Maßstab 1:1.000 

6. Plan „Lageplan Anlage 666 mit Nebeneinrichtungen“ vom 11.03.2025 im Maßstab 
1:1.000 

7. Plan „Blockfließbild Anlage 666 geplant“ vom 13.03.2025 
8. Plan „Blockfließbild Lagerung A 666 geplant“ vom 13.03.2025 
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9. Formblatt 2.1 
10. Plan „Produktionsbau 2 Aufstellungsplan A 666“ vom 13.12.2023 ohne Maßstab 
11. Plan „Übersichtsplan EG“ vom 11.03.2025 ohne Maßstab 
12. Plan „Übersichtplan UG“ vom 11.03.2025 ohne Maßstab 
13. Fließbild „R & I Anlage 666/02“ vom 13.03.2025 ohne Maßstab 
14. Formblatt 2.2 
15. Sicherheitsdatenblatt geschwärz 
16. Sicherheitsdatenblatt geschwärz 

17. Sicherheitsdatenblatt geschwärz 
18. Sicherheitsdatenblatt geschwärz 
19. Sicherheitsdatenblatt geschwärz 
20. Sicherheitsdatenblatt geschwärz 
21. Sicherheitsdatenblatt geschwärz 
22. Sicherheitsdatenblatt geschwärz 
23. Sicherheitsdatenblatt geschwärz 
24. VOC-Ergebnisse 
25. Formblatt 3.1 
26. Formblatt 3.2 
27. Formblatt 3.3 

28. Schalltechnische Gesamtanalyse und Schallimmissionsberechnung der Müller-
BBM Industry Solutions GmbH vom 17.01.2025 

29. Formblatt 4 
30. Formblatt 5.1 
31. Formblatt 5.2 
32. Formblatt 5.3 
33. Formblatt 6.1 
34. Formblatt 6.2 
35. Formblatt 7 
36. Formblatt 8 

37. Prüfbericht der TÜV Süd Industrie Service GmbH vom 10.07.2020 
38. Prüfbericht der TÜV Süd Industrie Service GmbH vom 19.09.2024 
39. Formblatt 9 
40. Formblatt 10.1 
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41. Formblatt 10.2 
42. Formblatt 11 
43. Anlage 1 zu Formblatt 11 
44. Lageplan schriftlicher Teil vom 26.03.2025 
45. Lageplan zeichnerischer Teil vom 26.03.2025 im Maßstab 1:500 
46. Plan „Ebene 0 / Ebene 1, Übersichtsplan“ vom 26.03.2025 im Maßstab 1:100 
47. Plan „Ebene 2“ vom 26.03.2025 im Maßstab 1:100 
48. Plan „Schnitte“ vom 26.03.2025 im Maßstab 1:100 

49. Anlage zu „Angaben zu gewerblichen Anlagen“ der HANK + HIRTH Part mbB Freie 
Architekten vom 21.07.2025 

50. Anlage 8 Angaben zu gewerblichen Anlagen vom 26.03.2025 
51. Antrag auf Baugenehmigung vom 26.03.2025 
52. Baubeschreibung 
53. Sicherheitstechnische Untersuchung der Synthese von geschwärz der consilab 

Gesellschaft für Anlagensicherheit mbH vom 27.03.2023 
 
 
C. Inhalts- und Nebenbestimmungen 

 

1.1 Die Abluft der Anlage 666/02 (Emissionsquellen EQ22 und EQ23) darf folgende 
Emissionsbegrenzungen im Reingas, nach Vorgaben der TA Luft bzw. dem Durch-
führungsbeschluss (EU) 2022/2427, während Synthesen nach geschwärz nicht 
überschreiten: 
 
EQ22 
• Organische Stoffe im Abgas, ausgenommen staubförmige organische Stoffe, je-

weils angegeben als gesamter flüchtiger organischer Kohlenstoff (TVOC) 
Massenstrom 100 g/h oder Massenkonzentration 20 mg/m³ 

 

EQ23 
• Organische Stoffe im Abgas, ausgenommen staubförmige organische Stoffe, je-

weils angegeben als gesamter flüchtiger organischer Kohlenstoff (TVOC) 
Massenstrom 100 g/h oder Massenkonzentration 20 mg/m³ 



 

 

Seite 5 

 
1.2 Innerhalb des Massenstroms oder der Massenkonzentration für Gesamtkohlenstoff 

dürfen die nach Klasse I (5.2.5 Klasse I TA Luft) eingeteilten organischen Stoffe, 
auch bei dem Vorhandensein mehrerer Stoffe derselben Klasse, insgesamt fol-
gende Massenkonzentrationen oder Massenströme im Abgas, jeweils angegeben 
als Masse der organischen Stoffe, nicht überschreiten: 
 
Klasse I 

   den Massenstrom 0,10 kg/h 
   oder 
   die Massenkonzentration 20 mg/m³. 

 
1.3 Frühestens 3 Monate und spätestens 6 Monate nach Inbetriebnahme der Anlage 

ist die Einhaltung der unter Punkt 1.1 und 1.2 genannten Grenzwerte durch eine nach 
§ 29b BImSchG benannte Messstelle nachzuweisen. 
 

1.4 EQ23 
Wird bei der Erstmessung der Grenzwert für den Emissionsmassenstrom sicher ein-
gehalten, so ist wiederkehrend alle 5 Jahre (5.3.2.1 TA Luft) von einer nach § 29b 

BImSchG bekanntgegebenen Stelle feststellen zu lassen, ob die in Abschnitt C 
Nr. 1.1 und Nr. 1.2 festgesetzten Massenstrombegrenzungen eingehalten werden. 
Kann der Grenzwert für den Emissionsmassenstrom nicht eingehalten werden, so 
ist alle 3 Jahre wiederkehrend zu messen. 
 

1.5 EQ22 
Wird bei der Erstmessung der Grenzwert für den Emissionsmassenstrom sicher ein-
gehalten, so kann das Regierungspräsidium Stuttgart auf wiederkehrende Messun-
gen verzichten. 
 

Hinweis 
Emissionsmessungen sind bei Betriebsbedingungen durchzuführen, die erfah-
rungsgemäß zu den höchsten Emissionen führen. 
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1.6 Die Messstelle ist zu verpflichten, eine Messplanung, die den Vorgaben der Num-
mer 5.3.2.2 TA Luft 2021 entspricht, zu erstellen und diese mindestens 4 Wochen 
vor Messbeginn dem Regierungspräsidium Stuttgart vorzulegen. 
Ferner ist die Messstelle zu verpflichten, über die Messergebnisse einen Messbe-
richt zu erstellen und dem Regierungspräsidium Stuttgart spätestens 2 Wochen 
nach Erstellung zu übersenden. Der Messbericht hat die in Nr. 5.3.2.4 Abs. 1 TA Luft 
2021 genannten Angaben zu erhalten; er hat dem Anhang A der Richtlinie VDI 4220 
Blatt 2 (Ausgabe November 2018) zu entsprechen. 

 
1.7 Der Gebindetransport mit Flurförderfahrzeugen von und zur Anlage 666/02 außer-

halb von Gebäuden ist nur im Tagzeitraum von 6:00 – 22:00 Uhr gestattet. 
 
 

D. Gründe 
 
1. Verfahrensgegenstand 

 
Die Schill + Seilacher GmbH betreibt in der Schönaicher Str. 205 in 71032 Böblingen 
eine chemische Fabrik, in welcher unter anderem spezielle Chemikalien für die Her-

stellung und Veredelung von Fasern, Textilien, Leder und Papier produziert werden. 
Mit der Entscheidung des Regierungspräsidiums Stuttgart vom 07.01.1998 erhielt 
die Schill + Seilacher GmbH die immissionsschutzrechtliche Genehmigung für die 
Errichtung und den Betrieb der Anlage 666 zur Herstellung von organischen Che-
mikalien, Lösungs- und Flammschutzmitteln durch Addition/Esterbildung. 
 
Die Anlage 666 wurde mehrfach durch immissionsschutzrechtliche Änderungsge-
nehmigungen erweitert. Aktuell dürfen in der Anlage 666 folgende sechs Reakti-
onstypen durchgeführt werden: 
 

• Veresterung zur Herstellung von Phosphorsäureester geschwärz 
• Formylierung zur Herstellung von Fixiermitteln für Wolle geschwärz 
• Salzbildung/Neutralisation zur Herstellung eines anderen Typs von Fixiermitteln 

für Wolle geschwärz 
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• Neutralisation zur Herstellung von Flammschutzmitteln und Antistatika ge-
schwärz 

• Herstellung von Flammschutzmitteln durch Addition/Esterbildung und Ester-
synthesen geschwärz 

• Herstellung von amidierten Verbindungen geschwärz 
 
Die Anlage 666 besteht derzeit im Wesentlichen aus folgenden Anlagenteilen und 
Nebeneinrichtungen: 

 
• Anlage 666/01: Reaktionsbehälter 666/01-B01 
• Anlage 666/02: Konfektionierungsbehälter 666/02-B01 mit Flaker 666/02-Z01 
• Anlage 666/04: Abluftwäscher 
• Anlage 666/05: Thermalölheizung 
• Anlage 666/10: Vakuumanlage 
• Lagertank T204 zur Lagerung von geschwärz 
• Lagertank T209 zur Lagerung von geschwärz 
• Lagertank T219 zur Lagerung von geschwärz 
• Lagertank T222 zur Lagerung von geschwärz 
• Lagertank T226 zur Lagerung von geschwärz 

• Lagertank T305 zur Lagerung von geschwärz 
• Lagertank T309 zur Lagerung von geschwärz 
• Lagertank T504 zur Lagerung von geschwärz 
 
Außerdem werden weitere Lagertanks genutzt, die gleichzeitig auch noch andere 
immissionsschutzrechtlich genehmigungspflichtige und nicht genehmigungs-
pflichtige Anlagen versorgen. 
 
Die genehmigte Produktionskapazität der Anlage 666 liegt derzeit bei 2.500 t/a. 
Die Schill + Seilacher GmbH beabsichtigt, den bisherigen Konfektionierungsbehäl-

ter 666/02-B01 und die dazugehörigen Anlagenteile (sog. Anlage 666/02) zur Pro-
duktion von jährlich bis zu 10.000 t sauerstoffhaltigen Kohlenwasserstoffen durch 
Addition/Esterbildung und Estersynthesen geschwärz zu nutzen. geschwärzge-
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schwärzgeschwärzgeschwärz. Insgesamt soll die Produktionskapazität für die An-
lage 666 somit auf 12.500 t/a erhöht werden (666/01-B01: 2.500 t/a, 666/02-B01: 
10.000 t/a). Die Anlage 666/02 soll im Drei-Schicht-Betrieb von montags 06.00 Uhr 
bis sonntags 06.00 Uhr betrieben werden. 
 
Zur Anlage 666/02 gehören der Reaktionsbehälter 666/02-B01, die Pumpe 
666/02-P01 sowie Rohrleitungen, Armaturen und weiteres Zubehör. Die Abluft 
wird über die beiden Emissionsquellen EQ22 und EQ23 abgeleitet. Geschwärzge-

schwärzgeschwärzgeschwärzgeschwärzgeschwärzge-
schwärzgeschwärzgeschwärzgeschwärzgeschwärzgeschwärzgeschwärzgeschw
ärzgeschwärzgeschwärzgeschwärzgeschwärzgeschwärzgeschwärzge-
schwärzgeschwärzgeschwärzgeschwärzgeschwärzgeschwärzgeschwärzgeschw
ärz geschwärz geschwärz geschwärz geschwärz geschwärz geschwärz geschwärz 
geschwärz geschwärz geschwärz geschwärz geschwärz geschwärz geschwärz 
geschwärz geschwärz geschwärz geschwärz geschwärz geschwärz geschwärz 
geschwärz geschwärz geschwärz geschwärz geschwärz geschwärz geschwärz 
geschwärz. 
 
Für die Herstellung von sauerstoffhaltigen Kohlenwasserstoffen durch Addi-

tion/Esterbildung und Estersynthesen in der Anlage 666/02 muss der Reaktions-
behälter 666/02-B01 teilweise an weitere Lagertanks angeschlossen werden. Die 
unten genannten Lagertanks sollen zukünftig wie folgt belegt werden: 
 

Bezeichnung Einsatzstoff Volumen in m³ Standort 

T112 geschwärz 29,7 Tanklager 1 

T119 geschwärz 34,5 Tanklager 1 

T121 geschwärz 18,5 Tanklager 1 

T204 geschwärz 20 Tanklager 2 

T209 geschwärz 31,9 Tanklager 2 

T218 geschwärz 26,73 Tanklager 2 

T219 geschwärz 17 Tanklager 2 

T222 geschwärz 34 Tanklager 2 

T226 geschwärz 18,9 Tanklager 2 
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T305 geschwärz 30 Tanklager 3 

T309 geschwärz 30 Tanklager 3 

T504 geschwärz 54,5 Tanklager 5 

IBCs und Fässer geschwärz  Lagerhalle 1 

IBCs und Fässer  geschwärz  Lagerhalle 2 

 
Die vorgenannten und bisher genehmigten Produkte und Betriebsweisen der Ge-
samtanlage 666 sollen beibehalten werden. Die Verbindungsleitung vom Reakti-

onsbehälter 666/01-B01 zu dem bisherigen Konfektionierungsbehälter 666/02-B01 
soll durch eine Steckscheibe getrennt werden, da die Produkte, für die diese Lei-
tung benötigt wird, vorerst nicht produziert werden sollen. 
 
Zur näheren Darstellung des Gegenstands dieser Genehmigung wird auf die vorge-
legten Antragsunterlagen verwiesen. 
 

2. Genehmigungsfähigkeit 
 
Das beantragte Vorhaben bedarf einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung 

nach den §§ 4, 10, 16 Abs. 1 BImSchG in Verbindung mit § 1 der 4. BImSchV sowie 
der Nr. 4.1.2 (G/E) des Anhangs 1 zur 4. BImSchV. Die formellen und die sich aus § 6 
BImSchG ergebenden materiellen Genehmigungsvoraussetzungen liegen vor bzw. 
deren Erfüllung ist nach § 12 Abs. 1 BImSchG durch die o.a. Nebenbestimmungen 
sichergestellt. 
 

2.1 Formelle Genehmigungsfähigkeit 
 

2.1.1 Für die Änderung und die Erweiterung der Produktionskapazitäten der Anlage 666 
sowie der dazugehörigen Anlagenteile wurde beim Regierungspräsidium Stuttgart 
am 02.04.2025 eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung nach den §§ 4, 10 

und 16 Abs. 1 BImSchG in Verbindung mit den §§ 1 und 2 Abs. 2 der 4. BImSchV 
sowie der Nr. 4.1.2 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV beantragt. Bei der Anlage 666 
handelt es sich um eine Anlage gemäß Artikel 10 und Anhang 1 Nr. 4.1 b) der Richt-
linie 2010/75/EU. 
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Außerdem stellt das Betriebsgelände der Schill + Seilacher GmbH in der Schönai-
cher Straße 205 in 71032 Böblingen einen Betriebsbereich der oberen Klasse dar. 
 
Für die Durchführung des Genehmigungsverfahrens ist deshalb das Regierungs-
präsidium Stuttgart die gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 a) und b) ImSchZuVO zuständige 
Genehmigungsbehörde. 
 

2.1.2 Das Genehmigungsverfahren wurde gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 a) der 4. BImSchV nach 
Maßgabe des § 10 BImSchG und der Bestimmungen der 9. BImSchV mit Beteiligung 
der Öffentlichkeit durchgeführt. 
 
Öffentliche Bekanntmachung des Vorhabens 
Das Vorhaben wurde gem. § 10 Abs. 3 BImSchG in Verbindung mit §§ 8 Abs. 1 und 9 
der 9. BImSchV im Staatsanzeiger und auf der Internetseite des Regierungspräsidi-
ums Stuttgart am 23.05.2025 öffentlich bekanntgemacht. In der öffentlichen Be-
kanntmachung wurde darauf hingewiesen, dass gegen das Vorhaben Einwendun-
gen bis zum 31.07.2025 erhoben werden können. Da die Schill + Seilacher GmbH 
eine Gefährdung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen befürchtete, wider-

sprach sie am 21.03.2025 gegenüber dem Regierungspräsidium Stuttgart gemäß 
§ 10 Abs. 5 S. 4 BImSchG einer Veröffentlichung des Antrags und der dazugehöri-
gen Unterlagen im Internet. Das Regierungspräsidium Stuttgart entschied sich da-
raufhin, den Antrag, die Antragsunterlagen sowie eine verständliche Kurzfassung 
über das Vorhaben in der Zeit vom 30.05.2025 bis zum 30.06.2025 beim Regie-
rungspräsidium Stuttgart zur öffentlichen Einsichtnahme auszulegen. Während des 
genannten Auslegungszeitraums und der darauffolgenden Einwendungsfrist gin-
gen keine Einwendungen beim Regierungspräsidium Stuttgart ein. Ein Erörterungs-
termin wurde deshalb nicht durchgeführt. 
 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
Da von dem Vorhaben keine Aufgabenbereiche anderer Behörden berührt werden, 
war auch keine Beteiligung von Trägern öffentlicher Belange notwendig. 
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Umweltverträglichkeitsprüfung 
Für das Vorhaben wurde eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls nach §9 Abs. 2 
Nr. 2 i. V. m.  7 Abs. 1 UVPG in Verbindung mit Nr. 4.2 der Anlage 1 Liste „UVP-pflich-
tige Vorhaben“ zum UVPG durchgeführt. Eine Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, sofern das Vorhaben aufgrund überschlä-
giger Prüfung unter Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten 
Kriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann. Das Vorhaben 
kann nach Einschätzung des Regierungspräsidiums Stuttgart aufgrund überschlä-

giger Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien 
keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben, die zu berücksichti-
gen wären. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung wurde deshalb nicht durchgeführt. 
Dies wurde am 20.10.2025 auf dem UVP-Portal bekanntgegeben. 
 

2.2 Materielle Genehmigungsvoraussetzungen 
 
2.2.1 Das Vorhaben bedarf einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung gemäß den 

§§ 4, 10, 16 Abs. 1 BImSchG, da sich durch die Änderung der Lage, der Beschaffen-
heit und des Betriebs der Anlage 666 nachteilige Auswirkungen hervorgerufen 
werden können, die für die Prüfung nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 erheblich sein kön-

nen. 
 
Da die Prüfung des Antrags ergeben hat, dass die Voraussetzungen des § 6 Abs. 1 
BImSchG erfüllt sind, ist die beantragte immissionsschutzrechtliche Genehmigung 
zu erteilen. 
 
Die unter Abschnitt C aufgeführten Nebenbestimmungen stützen sich auf § 12 BIm-
SchG. Sie dienen zur Sicherstellung der Genehmigungsvoraussetzungen. Die Ne-
benbestimmungen gewährleisten, dass durch die Anlage 666 und deren Betrieb 
keine schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren, erhebliche Nach-

teile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft im 
Sinne des § 5 Abs. 1 BImSchG hervorgerufen werden und dass die sich auf Grund 
einer nach § 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnung ergebenen Pflichten sowie 
alle gesetzlichen Anforderungen erfüllt werden (§ 12 Abs. 1 i. V. m. § 6 BImSchG). 
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Bei der Errichtung und dem Betrieb der Anlage entsprechend den dieser Entschei-
dung zugrundeliegenden Antragsunterlagen sowie bei Einhaltung der gesetzli-
chen Bestimmungen und der o. a. Nebenbestimmungen ist sichergestellt, dass die 
sich aus § 5 BImSchG für den Betreiber ergebenden Pflichten erfüllt werden. Auch 
dem Vorsorgegrundsatz nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG wird Rechnung getragen. 
 
Hierzu im Einzelnen: 

 
Abluft 
Die Abluft aus dem Rührbehälter 666/02-B01 wird überwiegend (ausgenommen im 
Ventilatorbetrieb) über die Emissionsquelle EQ23 ohne weitere Abluftreinigung ins 
Freie abgeleitet. Ein Großteil des Abluftvolumenstroms der Anlage 666/02 entsteht 
bei Befüllvorgängen und liegt bei maximal 18 m³/h. Bei Öffnung des Mannlochde-
ckels, z.B. für die Probenahme, wird der Abluftventilator 666/02-V15 automatisch 
zugeschaltet und die Abluft über die Emissionsquelle EQ22 ebenfalls ohne Abluft-
reinigung ins Freie abgeleitet. Am Ventilator 666/02-V15 sind gleichzeitig Punktab-
saugungen für Abfüllungen im Untergeschoss von Produktionsbau 2 angeschlos-
sen. 

 
Die Festlegung der Emissionsgrenzwerte unter Abschnitt C basiert auf dem Durch-
führungsbeschluss (EU) 2022/2427 (WGC-BREF) Kapitel BVT 11 Tabelle 1.1 und der 
TA Luft 2021. Die Möglichkeit bei EQ22 von wiederkehrenden Messungen abzuse-
hen, insofern der Emissionsmassenstrom bei der Erstmessung sicher eingehalten 
wird, begründet sich aus den Angaben in den Antragsunterlagen. Dort wird im Er-
läuterungsbericht dargelegt, dass EQ22 ausschließlich mit Fracht aus der Anlage 
666/02 beaufschlagt wird, wenn das Mannloch für die Probenahme zur Qualitäts-
prüfung geöffnet wird. Daher kann, bei sicherer Einhaltung des Grenzwertes bei der 
Erstmessung, auch in Zukunft davon ausgegangen werden, dass durch den Prozess 

der Probenahme, aufgrund der geringen Häufigkeit und kurzen Zeitspanne, keine 
relevanten Emissionen zu erwarten sind. 
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Aufgrund der eingesetzten Stoffe und der Produktionsbedingungen ist ferner mit 
keinen Geruchsbelästigungen zu rechnen. 
 
Lärm 
Durch die Ausweitung der Betriebszeiten von montags 06.00 Uhr bis samstags 
22.00 Uhr auf montags 06.00 Uhr bis sonntags 06.00 Uhr ergeben sich zusätzliche 
Schallemissionen. Die Ausweitung der Betriebszeiten bezieht sich ausschließlich 
auf die Anlage 666/02. Die Anlage 666/01 wird weiterhin von montags 06.00 Uhr 

bis samstags 22.00 Uhr im Drei-Schicht-Betrieb betrieben. Die Kapazitätserweite-
rung an Anlage 666/02 soll hauptsächlich über Rohrleitungen zu bestehenden La-
gertanks bedient werden. Die Möglichkeit einer Abfüllung in Gebinde ist vorgese-
hen, der damit einhergehende erhöhte Warenverkehr auf dem Gelände wird jedoch 
von untergeordneter Bedeutung bleiben. Da die Lager- und Umschlagkapazitäten 
am Standort logistisch nahezu vollständig ausgeschöpft sind, muss bei erhöhter 
Abfüllung in Gebinde, der erhöhte Umschlag durch die Reduzierung des Um-
schlags andere Produkte ausgeglichen werden. Die Emissionsquellen EQ 22 und 
EQ 23 werden durch die erhöhte Produktion keinen erhöhten Geräuschpegel auf-
weisen, da die EQ 23 ohne Ventilator betrieben und der vorhandene Ventilator 
666/02 V15, über den die EQ 22 ins Freie führt, bereits für weitere Punktabsaugun-

gen im Produktionsbau 2 in Betrieb ist. 
 
Die im Zuge der Antragsstellung vorgelegte schalltechnische Gesamtanalyse und 
Schallimmissionsberechnung der Müller-BBM Industry Solutions GmbH vom 
17.01.2025 zeigt beim zeitgleichen Betrieb aller Hauptschallquellen mit maximalem 
Betriebszustand über die gesamte Beurteilungszeit eine knappe Einhaltung der 
Grenzwerte nach TA-Lärm am relevanten Immissionsort Taunusstraße 11 bei Nacht 
und eine Unterschreitung des Tagwertes um 5 dB. 
Die Immissionsprognose der Müller-BBM Industry Solutions GmbH trifft keine Aus-
sagen zur Vorbelastung am Immissionsort IO 1 (Taunusstraße 11), jedoch kann auf-

grund des Gebietscharakters des allgemeinen Wohngebiets und der Ausprägung 
der vorhandenen Wohngebäude im Wohngebiet Rauher Kapf Ost von keiner ge-
werblichen Vorbelastung ausgegangen werden. 
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Da die Schallimmissionsberechnung der Müller BBM Industry Solutions GmbH für 
den Gesamtbetrieb der Schill + Seilacher GmbH am Standort Schönaicher Straße 
205 äußerst konservativ ausgelegt ist und auch keine „Dämpfung von Schall wäh-
rend der Ausbreitung durch Bewuchs“ nach DIN ISO 9613-2 für den 100 – 180 m 
breiten Waldstreifen zwischen den Emissionsquellen und dem IO 1 betrachtet wird, 
ist von keiner Überschreitung der Grenzwerte nach TA-Lärm auszugehen. Aufgrund 
der knappen Einhaltung der Nachtzeitwerte wurde jedoch der Staplerverkehr im 
außerhalb von Gebäuden an Anlage 666/02 auf den Tagzeitraum beschränkt. 

 
Abfall 
In der Anlage entsteht kein produktionsspezifischer Abfall. Alle Rohstoffe werden 
in Tankzügen angeliefert und kommen aus den Tanks über Rohrleitungen in die An-
lage 666/02. Teilweise werden die Zwischenprodukte für die interne Weiterproduk-
tion auf Gebinde abgefüllt. In seltenen Fällen können Fehlchargen anfallen. Für 
diese Fehlchargen werden alternative Verwendungsmöglichkeiten gesucht. Sollte 
das in Ausnahmefällen nicht möglich sein, wird die Fehlcharge mit der geeigneten 
Abfallschlüsselnummer einem ordentlichen Entsorgungsweg zugeführt. 
 
Abwasser 

Durch die Erhöhung der Produktionskapazität fällt zusätzliches Abwasser an. Der 
Reaktionsbehälter 666/02-B01 wird circa einmal pro Woche mit Wasser und 20 bis 
30 kg Lauge befüllt und anschließend erwärmt. Pro Reinigungsvorgang fallen somit 
circa 12 m³ Abwasser an. Das Abwasser enthält geringe Mengen geschwärz. Die 
Aufarbeitung der Abwässer erfolgt in der internen Betriebskläranlage nach bisher 
bekannten Verfahren. 
 
Störfallrelevante Stoffe 
Die Anlage 666 befindet sich zwar innerhalb eines Betriebsbereichs nach § 3 Abs. 
5a BImSchG der unter der Aufsicht der Schill + Seilacher GmbH steht und für den 

die erweiterten Pflichten der 12. BImSchV gelten. Im Reaktionsbehälter A666/02-
B01 selbst werden aber keine gefährlichen Stoffe im Sinne des Anhangs I der 
12. BImSchV gehandhabt. Bei der Anlage 666/02 handelt es sich somit auch um 
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keinen sicherheitsrelevanten Anlagenteil. Das Vorhaben stellt keine störfallrele-
vante Änderung im Sinne des § 3 Abs. 5b BImSchG dar. 
 
BetrSichV 
Der Rührbehälter 666/02-B01 wird mit Hilfe von Dampf (Betriebsdruck 3,5 bar) be-
heizt. Er ist prüfpflichtig nach § 16 BetrSichV. 
 
Wassergefährdende Stoffe 

In der Anlage 666/02 werden mit Ausnahme von Kalilauge (WGK 1) nur schwach 
wassergefährdende Stoffe verwendet. Die Förderung der Stoffe in die Anlage er-
folgt über Rohrleitungen im technisch dichten System. Die Abfüllung findet sowohl 
über Rohrleitung in Lagertanks oder in Gebinde innerhalb des Produktionsgebäu-
des statt. Die Anlage und die Lagertanks werden regelmäßig von einem Sachver-
ständigen nach AwSV geprüft. 
 
Energieverwendung 
Den Pflichten zur sparsamen und effizienten Energieverwendung gemäß § 5 Abs. 1 
Nr. 4 BImSchG kommt die Antragstellerin im Rahmen ihrer Möglichkeiten nach und 
nutzt Betriebsabläufe und Maschinen so, dass möglichst wenig Energie verbraucht 

wird und die energetischen Verluste insgesamt so gering wie möglich sind. 
 
Ausgangszustandsbericht 
Nach § 10 Abs. 1a BImSchG hat der Betreiber einer IE-Anlage einen Bericht über den 
Ausgangszustand vorzulegen, wenn und soweit eine Verschmutzung des Bodens 
oder des Grundwassers auf dem Anlagengrundstück durch die relevanten gefähr-
lichen Stoffe möglich ist. Relevante gefährliche Stoffe sind nach § 3 Abs. 9, 10 BIm-
SchG solche, die in erheblichem Umfang in der Anlage verwendet, erzeugt oder 
freigesetzt werden. 
Die Schill + Seilacher GmbH legte dem Regierungspräsidium Stuttgart am 

02.09.2015 das Bodengutachten des Erdbaulaboratoriums Dresden vom 18.12.2013 
vor und bat darum, zu prüfen, ob das Gutachten den Kriterien eines Ausgangszu-
standsberichts entspräche. Der Schill + Seilacher GmbH wurde am 20.11.2015 mit-
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geteilt, dass das Bodengutachten den Ausgangszustand ausreichend dokumen-
tiere, sodass die Vornahme weiterer Bohrungen bzw. Bodenproben nicht erforder-
lich sei. Durch das jetzige Vorhaben kommen keine neuen relevanten gefährlichen 
Stoffe hinzu, die eine Änderung des vorgelegten Bodengutachtens des Erdbaula-
boratoriums Dresden vom 18.12.2013 notwendig machen würden.  
 
Pflichten bei Betriebseinstellung 
Im Falle einer Betriebsstilllegung werden die Anlagenteile entleert, gesichert, ge-

reinigt und entweder einer Nutzung durch andere Betriebe oder Prozesse zugeführt 
oder, sofern sie nicht wiederverwendet werden können, ordnungsgemäß als Ab-
fälle beseitigt. Die Schill + Seilacher GmbH ist ferner an die Einhaltung der sich aus 
§ 5 Abs. 3 BImSchG ergebenden Pflichten gebunden. 
 

2.2.2 Der Vorhabenausführung und dem anschließenden Anlagenbetrieb stehen auch 
andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und die Belange des Arbeitsschutzes 
nicht entgegen (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG). 
 
Baurecht 
Gemäß den Angaben der Schill + Seilacher GmbH sind die Baugenehmigungen für 

die bestehenden Tanks T112, T119 und T222 derzeit nicht auffindbar. Vorsorglich 
beantragte die Schill + Seilacher GmbH daher die Erteilung eine Baugenehmigung 
für die vorgenannten Tanks. Das Regierungspräsidium Stuttgart kam bei der Prü-
fung des Sachverhalts zu dem Schluss, dass das Vorhaben keine Errichtung oder 
Nutzungsänderung baulicher Anlagen beinhaltet, die einer Baugenehmigung nach 
den §§ 49, 50 und 58 Abs. 1 LBO bedürfen. Die Tanks T112, T119 und T222 wurden 
bereits 1990 bzw. 2002 errichtet und befinden sich innerhalb der baurechtlich ge-
nehmigten Tanklager 1 und 2. 
 
Arbeitsschutz 

Die Anlage soll durchgehend in drei Schichten von montags 6 Uhr bis sonntags 
6 Uhr betrieben werden. Pro Schicht wird mindestens ein Mitarbeiter die Anlage 
überwachen. Vor Aufnahme der Arbeit wird eine Gefährdungsbeurteilung durchge-
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führt bzw. die bestehenden Gefährdungsbeurteilungen für die einzelnen Arbeits-
bereiche auf ihre Wirksamkeit und Anwendbarkeit geprüft. Die notwendigen Be-
triebsanweisungen werden erstellt und die Mitarbeiter geschult. 
Entsprechende Schutzausrüstung wird Mitarbeitern nach den Vorschriften der Be-
rufsgenossenschaft zur Verfügung gestellt. 
 
Die Belüftung im Bereich der Anlage 666/02 erfolgt durch freie Konvektion über 
die Tore und Türen und durch aktive Be- und Entlüftung über verschiedene Venti-

latoren in den Wänden des Gebäudes. 
 
Im Bereich der Anlage 666/02 gibt es keine Sichtverbindung nach außen. Diese ist 
nicht erforderlich, da die Mitarbeiter sich nicht dauerhaft dort aufhalten. Sie führen 
vor Ort gelegentlich und zeitlich begrenzt Überwachungstätigkeiten bei Dosierun-
gen und bei Prozessführung durch. Außerdem wird mehrfach täglich eine Probe 
nahme durchgeführt und ein Mal pro Woche die Anlage gereinigt. Die Mitarbeiter 
halten sich hauptsächlich in anderen Produktionsbereichen auf, die über Sichtver-
bindungen nach Außen verfügen. 
 
 

F. Gebühren 
 
geschwärz 
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G. Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach dessen Bekanntgabe 
beim Verwaltungsgericht Stuttgart Klage erhoben werden. 
 
Eine Klage gegen diesen Bescheid entfaltet keine aufschiebende Wirkung für die 
Fälligkeit der festgesetzten Gebühr. Die Gebühr ist deshalb fristgemäß zu bezahlen. 

Sie wird ganz oder teilweise zurückerstattet, wenn eine Klage erhoben wird und 
Diese Erfolg hat. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Sidney Hebisch 

 
 
 
Datenschutzhinweise 
Informationen zum Schutz personenbezogener Daten, welche die Regierungspräsidien Baden-
Württemberg verarbeiten, erhalten Sie im Internet unter: 
https://rp.baden-wuerttemberg.de/datenschutzerklaerungen-der-regierungspraesidien-b-w/ 
oder postalisch auf Anfrage. 
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